
Der Landrat schlug vor, den Antrag zur weiteren Beratung in den Ausschuss für Soziales, 
Gleichstellung und Integration zu verweisen. 
 
Abg. Hurnik bemerkte, dass er sich bei diesem Antragstellung die Frage stelle, welcher 
Ausländer einer Maßnahme unterliege, wegen der er abgeschoben werden soll, obwohl er sich 
in Deutschland rechtmäßig aufhalte. Dieses hätte er gerne vor einer Beratung im genannten 
Fachausschuss geklärt, da dieser Antrag ansonsten keinen Inhalt habe.   
 
 


